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Vorwort 

Bei ihrem Blick auf die Geschehnisse der Politik werden viele Menschen sicherlich von den Problemen gefesselt sein, die sich aus den Zerfallserscheinungen der Europäischen Union und der Flüchtlingskrise ergeben. Sie stehen derzeit im Mittelpunkt der öffentlichen Debatten und beherrschen die Berichterstattung in den Medien. Doch wer die internationale Politik regelmäßig verfolgt, wird kaum übersehen können, daß nicht nur die von den Europäern selbst geschaffenen Probleme auf der Tagesordnung der Politik stehen. Auch die brutalen militärischen Konflikte im Nahen Osten haben eine enorme Gefährlichkeit entwickelt und bis heute die Regierungen der westlichen Demokratien in Atem gehalten. Hier befindet sich insbesondere der Staat Israel immer stärker im Visier des Iran und der islamistischen Terrorgruppen. Ungeachtet des am 14. Juli 2015 in Wien von den fünf Veto-Mächten des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und Deutschlands sowie dem Iran geschlossenen Atomabkommens dürfte uns in naher Zukunft wohl die Frage beschäftigen, welche Konsequenzen das beharrliche und wahrscheinlich erfolgreiche Streben des Mullah-Regimes in Teheran nach nuklearen Waffen haben könnte. Denn mit dem weiterhin angestrebten Erwerb nuklearer Waffen und dem zügigen Ausbau seines Arsenals weitreichender Raketen wird das Mullah-Regime die Fähigkeit erhalten, die Existenz des zu den westlichen Demokratien gehörenden Staates Israel so konkret in Frage zu stellen wie niemals zuvor. Gewiß ist die Erfahrung existenzieller Bedrohung für Israel nicht grundsätzlich neu. Schon unmittelbar nachdem David Ben Gurion am 14. Mai 1948 die Gründung des jüdischen Staates Israel – entsprechend der Resolution 181 der Vereinten Nationen vom 29. November 1947 – ausgerufen hatte, waren die arabischen Nachbarn mit brutaler Waffengewalt über das junge Gemeinwesen hergefallen. Und nach der erfolgreichen Abwehr dieses Angriffs haben sich die Israelis in mehreren Kriegen gegen arabische Staaten behaupten müssen. Dabei zeigte sich Israel nicht nur in der Lage, kampfkräftige Streitkräfte mit hoher Professionalität aufzubauen und den sich rasch wandelnden Herausforderungen anzupassen. Es gelang auch, mit einigen arabischen Nachbarstaaten, wie z.B. Ägypten und Jordanien, Friedensabkommen zu schließen. Doch anders als man mit Blick auf die Verhandlungen mit den Palästinensern zur Gründung eines eigenen Staates während der 90er Jahre des vergangenen Jahrhunderts hoffen konnte, sind tiefgreifende Veränderungen in der islamischen Welt eingetreten, die eine Lösung des Konflikts in weite Ferne rücken lassen. 

Der enorme Aufschwung des Islamismus, die erheblich gestiegene militärische Handlungsfähigkeit und Entschlossenheit der islamistischen Terrorgruppen – vor allem der Hamas, der Hizbullah, der Al-Quds-Brigaden, der Al Qaeda und der Terrormiliz IS (Islamischer Staat) – und das Beharren des schiitischen Mullah-Regimes im Iran auf seinem Nuklear- und Raketenprogramm haben die Situation im Nahen Osten dramatisch verändert. Umso mehr muß es den Israelis Sorge bereiten, wie stark die Haltung der Europäer von diffusen Debatten und einem ausgeprägten Antiisraelismus, sowie durch wirklichkeitsferne Erwartungen mit Blick auf die politische Entwicklung im Nahen Osten gekennzeichnet ist. Darüber hinaus haben das mangelhafte Verständnis des bis zum Januar 2017 amtierenden U.S.-Präsidenten Barack Obama für die strategische Situation im Nahen Osten und die Leichtgläubigkeit seiner Regierung, die im Zuge der diplomatischen Verhandlungen zur Eingrenzung der nuklearen Kapazitäten des Iran sichtbar wurde, große Gefahren für das Überleben des Staates Israel und die Sicherheit der gesamten Region heraufbeschworen. Das am 14. Juli 2015 in Wien mit dem Iran geschlossene Atomabkommen wird das Nuklearprogramm des Mullah-Regimes nicht beenden können. Wenngleich der seit dem 20. Januar 2017 amtierende U.S.-Präsident Donald Trump eine deutlich andere Herangehensweise an die Herausforderungen seitens des Iran vorzieht als sein Vorgänger, bleiben die Perspektiven seiner Nahostpolitik ungewiß. 

Vor diesem Hintergrund wird in dem vorliegenden Buch versucht, die politischen und strategischen Rahmenbedingungen für die aktuelle Sicherheitspolitik Israels zu beschreiben und die möglichen Konsequenzen der Entwicklung im Nahen Osten aufzuzeigen. 

Walter Schilling 
März 2017

 




Die Vernichtungsdrohung gegen den jüdischen Staat Israel

In der Tat haben die vergeblichen Bemühungen der USA und ihrer wichtigsten Bündnispartner, das Mullah-Regime in Teheran mit den Mitteln der Diplomatie zur vollständigen und endgültigen Abkehr von seiner Nuklear- und Raketenrüstung zu bewegen, die Israelis in jüngster Zeit eindringlich darauf hingewiesen, wie gefährdet ihre staatliche Existenz ist. Alle Erkenntnisse untermauern die Tatsache, daß die Übereinkunft mit dem Iran vom 14. Juli 2015 die Gefährdung sowohl für Israel als auch für seine westlichen Partnerländer nicht beseitigt hat. Die Bestimmungen des Abkommens ermöglichen es dem Mullah-Regime im Iran, in kürzerer Zeit als je zuvor Nuklearwaffen herzustellen und seine Raketen damit auszurüsten. Wenngleich die damit gegebene Bedrohung auch die Lebensinteressen der Amerikaner und Europäer berührt, wird dies dort kaum wahrgenommen oder gar verdrängt. Anders als in Amerika oder Europa vergeht in Israel kaum ein Tag, an dem nicht über das iranische Nuklearwaffenprogramm diskutiert wird. Schon als die Israelis den früheren iranischen Präsidenten Mahmud Ahmadinedshad (2005-2013) erstmals sagen hörten, daß es „den Holocaust nie gegeben“ habe und „der Staat Israel von der Landkarte zu tilgen“ sei, verstanden sie sofort, was dies bedeutete. Denn mit dem Erwerb nuklearer Waffen und dem zügigen Aufbau eines Arsenals weitreichender Raketen geht es dem islamistischen Mullah-Regime im Iran nicht nur um Status-Symbole und eine Vormachtstellung im Nahen Osten. Für Israel wird mit diesem Handeln des Iran vielmehr konkret die Existenzfrage gestellt. Daran ändert auch die zurückhaltendere Tonart in der Außenpolitik des Iran nichts, die wir seit dem Amtsantritt des derzeitigen Staatspräsidenten Hassan Rohani im August 2013 beobachten können. 

Angesichts der Herausforderungen, denen sich der jüdische Staat Israel gegenüber sieht, erstaunt es die Fachleute für internationale Politik und Strategie immer wieder aufs Neue, welche diffusen Debatten in den westlichen Demokratien – vor allem in Europa – über die Frage der Nuklearpolitik des Iran und die Ankündigungen seiner höchsten Repräsentanten geführt werden. So vertreten zahlreiche Politiker und Intellektuelle, aber auch viele Journalisten die Auffassung, die Führung des Iran drohe zwar gelegentlich, den Staat Israel zu beseitigen, doch seien dies nur die üblichen orientalischen Übertreibungen, die aber in der politischen Praxis keine Rolle spielen. Gegen diese Auffassung sprechen jedoch alle historischen Erfahrungen. Diktatoren und despotische Regime, die ihr Handeln auf tief verankerte ideologische Überzeugungen gründen und schließlich das notwendige Macht-Instrumentarium erhalten, um ihre Ziele zu verwirklichen, tun zumeist genau das, was sie öffentlich erklärt haben. So propagieren die führenden Repräsentanten des Mullah-Regimes in Teheran ihre politischen Ziele derart ungeniert, wie Adolf Hitler in seinen Schriften und Reden angekündigt hat, was er der Menschheit antun wollte. 

Vor dem Hintergrund dieser geschichtlichen Erfahrung die Politik des despotischen, einer rigiden, religiös begründeten islamistischen Ideologie verhafteten Regimes im Iran zu verharmlosen oder gar für dieses Regime Verständnis zu finden, wie wir dies in der öffentlichen Debatte häufig beobachten können, ist in der Tat bemerkenswert. Dabei läßt die klare Sprache der Islamisten in Teheran und auch anderswo – z.B. seitens der Terrororganisationen Hizbullah, der Hamas, der Al-Quds-Brigaden, der Al Qaeda und der Terrormiliz IS (Islamischer Staat) – keine Interpretation zu. Die Beseitigung des Staates Israel wird angestrebt. Die Mullahs im Iran wissen, daß sie ihre politischen Ziele allein mit konventioneller militärischer Macht nicht erreichen können. Sie haben daher offenkundig entschieden, sich um jeden Preis jene Technologie zuzulegen, die es ihnen ermöglicht, ihre „Mission“ zu verwirklichen. Schon die Bemühungen um den Erwerb der nuklearen Kapazität bestärken das System der ausgelagerten Kriegsführung vor allem durch die Hizbullah und die Hamas. Angesichts der beharrlichen Nuklearpolitik des Iran, der massiven Unterstützung der islamistischen Terrorgruppen, der eindeutigen Ankündigungen und des zielstrebigen Vorgehens des Mullah-Regimes in Teheran sollten auch die klaren Aussagen der jedermann zugänglichen Charta der Hamas, also der Verfassung dieser den Gaza-Streifen mit brutalen Methoden beherrschenden Terrororganisation, eigentlich für mehr Nachdenklichkeit in den westlichen Demokratien sorgen. Dort heißt es: „Die Preisgabe eines Teils von Palästina ist wie die Preisgabe eines Teils der Religion.(...) Für das palästinensische Problem gibt es keine Lösung außer dem Heiligen Krieg.“ In Artikel 7 der Charta, einer Schlüsselstelle dieses Dokuments, wird ausgeführt: „Hamas ist eines der Glieder in der Kette des Djihad, die sich der zionistischen Invasion entgegenstellt. (...) Der Prophet – Andacht und Frieden Allahs sei mit ihm – erklärte: Die Zeit wird nicht anbrechen, bevor nicht die Muslime die Juden bekämpfen und sie alle töten.“ Und in Artikel 13 der Charta wird erklärt: „Ansätze zum Frieden, die sogenannten friedlichen Lösungen und die internationalen Konferenzen zur Lösung der Palästina-Frage stehen sämtlich im Widerspruch zu den Auffassungen der Islamischen Widerstandsbewegung.“ Diese Aussagen sind keine bloßen Beschwörungsformeln. Sie spiegeln sich vielmehr in der praktischen Politik der Islamisten wider. Ihr kategorisches Ziel bleibt es, den Staat Israel gewaltsam zu beseitigen. Das Mullah-Regime in Teheran, die Hizbullah, die Hamas und andere Terrorgruppen orientieren ihr Handeln an den Maximen des Führers der Islamischen Revolution von 1979, Ajatollah Ruhollah Chomeini. Sie sind darauf eingeschworen, die in dem „Politischen und Religiösen Programm“ Chomeinis vom Jahre 1983 niedergelegte Forderung zu erfüllen, die Einheit von Schiiten und Sunniten wiederherzustellen und den Islam kompromißlos in der ganzen Welt durchzusetzen. Der iranische Revolutionsführer greift mit seinem Programm einen Gedanken wieder auf, der den Islam schon im 7. Jahrhundert beherrschte. Seine Forderungen sind daher nicht allein eine Reaktion auf die Moderne. Sie gelten grundsätzlich und werden auch von dem derzeitigen Präsidenten des Iran, Hassan Rohani, nicht in Frage gestellt. 

Mit Blick auf die Grundlegung der Politik des Mullah-Regimes sollte auch nicht außer Acht gelassen werden, daß alle Schulbücher und die entsprechenden Lehrerhandbücher im Iran und im Umkreis der vom Iran gesteuerten islamistischen Terrorgruppen ganz im Geist der Islamischen Revolution Chomeinis verfaßt sind. In den Texten des iranischen Revolutionsführers, die sich vor allem in Bezug auf den Djihad auf den Koran berufen, wird festgestellt, daß mit der Islamischen Revolution von 1979 eine besondere historische Errungenschaft verbunden ist: die Gründung des ersten uneingeschränkt islamischen Staates seit der Zeit des Propheten Mohammed – eines Gottesstaates. Dieser Staat zielt darauf, Allah in allem gefällig zu sein, den Islam in der ganzen Welt zu verbreiten und das Volk zu „den wirklichen Freuden des Jenseits“ zu führen. Insofern hat diese Revolution von Anfang an eine internationale Dimension. Dem Iran obliegt es dabei, den lokalen Sieg in einen universellen zu verwandeln und nicht aufzugeben, bevor alle Gebote des Islam – so wie Revolutionsführer Chomeini und seine Anhänger sie verstehen – die gesamte Welt erreicht haben. Der Jugend wird aufgetragen, die Feinde des Islam anzugreifen und das Märtyrertum zu suchen. Mit der in allen Schulbüchern enthaltenen Forderung Chomeinis, im Zuge eines „heiligen Krieges“ (Djihad) das Böse in der Welt zu bekämpfen und sich dabei zu opfern, wird das kollektive Märtyrertum des iranischen Volkes beschworen. In den Schulen des Iran wird daher nicht nur darauf hingearbeitet, die Jugend zur Teilnahme am heiligen Krieg zu erziehen. Man versucht auch, sie auf das Märtyrertum vorzubereiten. So heißt es in den iranischen Schulbüchern: „Für diejenigen, die an das ewige Leben glauben, besitzt das Leben in dieser Welt keinen Wert an sich. Sein echter Wert hängt vom ewigen Leben ab. Wenn also der Tag kommt, an dem die Erhaltung des Lebens nichts anderes als Scham mit sich bringt, vergelten sie dieses göttliche Vertrauen mit großer Hingabe und erfüllen ihre Pflicht Allah gegenüber.“ Wenngleich nur ein Teil der iranischen Schüler diesem rigiden Verlangen folgt, so ist ihre Zahl doch so beträchtlich, daß sie ins Gewicht fällt und bei der Einschätzung der politischen Handlungsfähigkeit des Mullah-Regimes berücksichtigt werden muß. Die konsequente Vorbereitung des iranischen Mullah-Regimes auf den heiligen Krieg drückt sich auch darin aus, daß man die Schüler in militärische Einheiten eingliedert und ab der achten Klasse zusätzlich zu der militärischen Ausbildung in dem Fach „Verteidigungsbereitschaft“ unterrichtet. Der heilige Krieg wird dabei in allen iranischen Schulbüchern als „Verteidigungskrieg“ beschrieben, da man die Islamische Revolution als Gegenwehr gegen die Unterdrückung in der Welt sieht. Neben den Vereinigten Staaten von Amerika steht in diesem heiligen Krieg der Staat Israel als besonderes Objekt des Hasses im Mittelpunkt. Unmißverständlich hatte Chomeini auch verlangt, daß „das okkupierte Palästina (einschließlich Israels) wieder mit der islamischen Welt vereint werden müsse.“ Aus dieser Perspektive wäre das von den in westlichen Medien zumeist als „gemäßigt“ bezeichneten Palästinensern unter Führung von Mahmud Abbas mit Israel gelegentlich angestrebte Friedensabkommen ein klarer „Verrat“. Denn selbst wenn die israelische Regierung sämtliche Gebiete des Westjordanlandes und Ost-Jerusalem an die Palästinenser abtreten würde, müßte die Palästinenser-Führung doch im Gegenzug den jüdischen Staat völkerrechtlich verbindlich anerkennen und damit definitiv „heiliges“ arabisches Territorium aufgeben. Die ablehnenden Reaktionen der Islamisten im Iran, im Libanon und im Gaza nach den Enthüllungen angeblicher Geheimdokumente aus den israelisch-palästinensischen Friedensgesprächen durch den Hamas-freundlichen Sender „Al-Djazira“ im Herbst 2011 haben deutlich gemacht, wie kategorisch sich die Islamisten dem Bemühen widersetzen, den Konflikt um Israel auf diplomatischem Wege zu regeln. Das in den Debatten innerhalb der westlichen Demokratien immer wieder sichtbare Drängen auf größere Nachgiebigkeit Israels geht also an der Lebenswirklichkeit im Nahen Osten vorbei. Denn der Erfolg der Bemühungen um ein Friedensabkommen zwischen Israel und den Palästinensern setzt voraus, daß man das Ergebnis auch im Iran, in Syrien, im Libanon und in Gaza akzeptiert. Diese politischen Rahmenbedingungen existieren jedoch nicht. 

Mit Blick auf den Tatbestand, daß sowohl die unmißverständlich erklärten Ziele, als auch das konkrete Handeln des Mullah-Regimes in Teheran, der Hizbullah und der Hamas ein Friedensabkommen mit Israel und damit die Anerkennung dieses Staates im Nahen Osten gar nicht zulassen, erscheinen die Debatten in den demokratischen Ländern Europas ziemlich weltfremd. Der gelegentlich vorgeschlagenen Alternative, mit der Hamas und der Hizbullah direkt zu verhandeln, um eine politische Regelung zu erreichen, fehlt eine realistische Erfolgsaussicht. Zwar kann man indirekt, über dritte Parteien, Übereinkünfte in einigen Einzelfragen, wie z.B. Gefangenenaustausch, zeitweilige Waffenruhe, Lieferung lebenswichtiger Waren oder Grenzöffnungen, erzielen. Doch übersehen jene Politiker, Intellektuellen und Journalisten, die für direkte Gespräche zwischen Israel und den Führern der Hamas und Hizbullah plädieren, daß diese ebenso wie der Iran und andere Terrororganisationen, von den Al-Quds-Brigaden bis zur Al Qaeda, das Existenzrecht Israels kategorisch bestreiten. Sie argumentieren dennoch so, als gebe es die klaren Positionen und Handlungsweisen der Islamisten nicht. Es wird offenbar nicht wahrgenommen, daß sich nicht nur Israel, sondern die gesamte freiheitlich-demokratische Staatenwelt in einem politischen und strategischen Konflikt mit dem Mullah-Regime im Iran und den mit diesem Regime verbundenen islamistischen Terrorgruppen befindet. Darüber hinaus dominiert in vielen Beiträgen zur internationalen Debatte die ausgeprägte Neigung, die verschiedenen Konfliktbereiche im Nahen Osten isoliert zu sehen und zu glauben, daß man tragfähige Regelungen in einzelnen Bereichen durch Nachgiebigkeit erreichen könne. In völliger Verkennung der tatsächlichen Situation im Nahen Osten stilisieren viele Politiker, Intellektuellen und Journalisten in Europa und in Amerika daher die Siedlungsfrage zum Hauptproblem des Konfliktes. Gebe es erst einen Friedensvertrag zwischen Israel und den Palästinensern, werde es auch möglich sein, die schiitischen Mullahs im Iran und ihre islamistischen Verbündeten von ihren Ambitionen abzubringen. Bei der Definition der Problematik des Nahostkonflikts sind sogar die Regierungen mancher arabischer Staaten, wie z.B. Jordanien und Saudi-Arabien, schon weiter. Ihnen ist nicht nur die Grundsätzlichkeit des Konflikts mit dem Iran und den mit diesem Staat verbundenen Terrorgruppen bewußt. Sie haben auch erkannt, daß sie sich mit Blick auf den iranisch-schiitischen Vormachtanspruch und den Erwerb von Nuklearwaffen durch das Mullah-Regime im Iran selbst in einer bedrohten Lage befinden. 

Nicht erst seit der vom Mullah-Regime in Teheran veranstalteten Konferenz „Eine Welt ohne Zionismus“ am 26. Oktober 2005 machte Irans damaliger Präsident Mahmud Ahmadinedshad klar, daß es unabdingbar ist, den Staat Israel zu beseitigen. Der iranische Präsident sagte damals: „Jeder, der Israel anerkennt, wird im Zornesfeuer der islamischen Nation verbrennen.“ Seine Rede hielt er vier Jahre nach dem 11. September 2001, als die Bilder jener Menschen, die nach dem verheerenden Terroranschlag der Islamisten aus den brennenden Türmen des World Trade Center in New York sprangen, die Welt erschütterten. Er hat dieser Ankündigung – vom Obersten Geistlichen Führer Ajatollah Ali Chamenei unwidersprochen – danach immer wieder hinzugefügt, daß der heilige Krieg nicht nur gegen Israel, sondern auch gegen dessen Sympathisanten geführt werden muß. Gleichwohl wird in der öffentlichen Debatte in Europa zum einen die Auffassung verbreitet, als könne man sich aus diesem tiefgreifenden Konflikt ausklinken. Zum anderen suchen viele Politiker und Kommentatoren die Verantwortung für die gefährliche Konfrontation im Nahen Osten der gegenwärtigen israelischen Regierung zuzuweisen. Wie unprofessionell und wirklichkeitsfern in dieser Hinsicht argumentiert wird, zeigen viele Medienbeiträge in Europa und Amerika, die sich speziell mit dem Konflikt zwischen Israel und dem Iran sowie den Auswirkungen des Atomabkommens vom 14. Juli 2015 beschäftigen. Dabei wird insbesondere der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu angegriffen. Doch bei allen kritischen Anmerkungen, die man gegen die Politik Benjamin Netanjahus vorbringen kann, ihn beständig an den Pranger zu stellen, weil er sich – wie die große Mehrheit der Israelis – wegen der Vernichtungsdrohungen und der entsprechenden nuklearen Ambitionen des Iran Sorgen um die Existenz Israels macht, ist angesichts der Tatbestände absurd. 

 




Die Nuklear- und 
Raketenrüstung des Iran

Die Tatbestände der iranischen Nuklearpolitik und Raketenrüstung sprechen eine klare Sprache. Sie haben zu Recht während der vergangenen zwei Jahrzehnte immer wieder große Aufmerksamkeit auf sich gezogen. Der Vorwurf, daß der Iran den Erwerb nuklearer Waffen anstrebt, ist keineswegs erst von der amerikanischen Regierung unter dem Präsidenten George W. Bush erhoben worden. In der Tat hatte das Mullah-Regime in Teheran bereits im Jahre 1984 beschlossen, ein ehrgeiziges und langfristig angelegtes Nuklearprogramm einschließlich der Ausbildung einer großen Zahl eigener Experten einzuleiten. Nach einem Bericht der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) war dieses Programm von Revolutionsführer Ajatollah Chomeini angeordnet worden. Der damalige Präsident und heutige Oberste Geistliche Führer des Iran, Ajatollah Ali Chamenei, leitete die Sitzung des Beschlußgremiums und begründete die Entscheidung damit, er betrachte „die iranische Atombombe als einzigen Weg, um die islamische Revolution zu schützen und Iran auf die Ankunft des Imam Mehdi vorzubereiten.“

Das iranische Nuklearprogramm nahm unter der Ägide von Ali Akbar Rafsandshani, des damaligen Beraters von Revolutionsführer Ajatollah Chomeini, späteren Präsidenten (1989-1997) und nachmaligen Vorsitzenden des Expertenrats (2005-2011), konkrete Formen an. In dieser frühen Phase leistete insbesondere China die entscheidende Hilfe. So entstanden im Laufe der 80er Jahre des vergangenen Jahrhunderts unter chinesischer Anleitung ein Mikroreaktor am Kernforschungszentrum Isfahan und ein nuklearer Forschungsreaktor in der Saghand-Wüste bei der Stadt Yazd (500 km südöstlich von Teheran), der unter der Kontrolle der Revolutionären Garden betrieben wird. 

Der politische Widerstand gegen das iranische Nuklearprogramm setzte jedoch erst im März 1995 ein, als klar wurde, daß Russland gewillt war, das von der deutschen Firma Siemens nach dem Sturz des Schah im Jahre 1979 aufgegebene Reaktorprojekt in Bushehr fertigzustellen und zudem mehr als 500 iranische Wissenschaftler und Techniker auszubilden. Die Kritik der U.S.-Regierung an der massiven russischen Unterstützung für das iranische Nuklearprogramm wurde in den 90er Jahren des vergangenen Jahrhunderts rasch schärfer, und die amerikanische Regierung drohte sogar damit, die nukleare Kooperation mit Russland aufzukündigen. Doch weder diese Drohung, noch die vom damaligen U.S.-Präsidenten Bill Clinton am 10. Mai 1995 in Moskau persönlich vorgebrachte Forderung, die umfangreiche Hilfe für Teheran zu unterlassen, konnten Russland von seinem Vorhaben abbringen. Auch das wenig später von Präsident Clinton gegen den Iran verhängte und seit dem 6. Juli 1995 geltende Wirtschaftsembargo erwies sich als ungeeignet, das Nuklearprogramm des Mullah-Regimes zu stoppen.

Nicht zuletzt die zielstrebige Fortführung des Nuklearprogramms Teherans veranlaßte Clintons Nachfolger George W. Bush, noch konsequenter dessen Beendigung zu fordern. U.S.-Präsident Barack Obama verfolgte insbesondere in seiner zweiten Amtszeit eine deutlich flexiblere Linie und meinte, den Streit durch diplomatische Verhandlungen lösen zu können. Gleichwohl ließ sich das Mullah-Regime weder von den westlichen Forderungen, noch von den diplomatischen Bemühungen beeindrucken. Es beharrte darauf, die ausschließlich zivile Zielsetzung seines Nuklearprogramms zu behaupten.

Das völlig anders ausgerichtete Streben Teherans war aber bereits deutlich geworden, als im Sommer 2002 herauskam, daß im Iran schon mehrere Nuklearanlagen gebaut worden und weitere Anlagen geplant waren, die nicht zur amtlichen Argumentation der zivilen Nutzung nuklearer Technologie passen. Die bedeutendste ist eine Anlage in Natanz (260 km südlich von Teheran), in der mit Hilfe der Gaszentrifugentechnik Uran so hoch angereichert werden kann, daß es sich zum Bau von nuklearen Sprengköpfen eignet. Man rüstete diese Anlage mit 13.000 Zentrifugen aus. Es handelt sich dabei um ein kompliziertes Verfahren, das auch Pakistan benutzt hat, um waffenfähiges Nuklearmaterial herzustellen. Das entsprechende Know-how wurde den Iranern über das Netzwerk des Atomphysikers Abdul Qadir Khan, des „Vaters der pakistanischen Atombombe“, geliefert. Der dazu benötigte Rohstoff Uran wird seit März 2005 in einer Mine bei Saghand abgebaut. Noch bedeutsamer dürfte in diesem Zusammenhang die fünf Kilometer südlich Natanz im Bergmassiv von Karkasse gelegene unterirdische Anlage sein, die dafür ausgelegt ist, ca. 400 kg waffenfähiges Uran im Jahr zu produzieren, das für den Bau von 10 nuklearen Sprengköpfen reichen würde. Darüber hinaus hat das Mullah-Regime mit seiner geschickten und zielstrebigen Lateinamerika-Politik erreicht, daß der Rohstoff Uran auch über Venezuela besorgt werden kann. Das entsprechende Abkommen wurde anläßlich des Besuchs des damaligen iranischen Staatspräsidenten Mahmud Ahmadinedshad bei Venezuelas damaligem Staatschef Hugo Chávez im Frühjahr 2010 unterzeichnet.

Ebenso wenig läßt sich die Errichtung einer Fabrik zur Herstellung schweren Wassers in Arak (280 km südwestlich von Teheran) mit der vom Mullah-Regime behaupteten zivilen Zielsetzung des Nuklearprogramms vereinbaren. Die Fabrik ist für eine Kapazität von 10 Tonnen schweren Wassers pro Jahr ausgelegt, das in einem Schwerwasser-Reaktor in Arak verwendet werden soll. Der Bau dieses Reaktors war im Jahre 2006 vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (Resolution 1737) verboten worden. Das letzte entscheidende Bauteil dieses Reaktors ist dennoch am 9. Juni 2013 in Anwesenheit des damaligen Staatspräsidenten Mahmud Ahmadinedshad installiert worden. Die Anlage wurde Ende des Jahres 2014 in Betrieb genommen. Für die Energiegewinnung macht ein solcher Reaktor keinen Sinn, da er unwirtschaftlich ist. Wohl aber sind derartige Anlagen für militärische Zwecke bestens geeignet, da hier Plutonium anfällt, das sich wiederum für den Bau von nuklearen Sprengköpfen nutzen läßt. Bei vollem Betrieb könnte der Reaktor in Arak jedes Jahr Material für zwei Nuklearsprengköpfe liefern. Die Satelliten-Bilder zeigen, daß diese iranische Nuklearanlage besonders gut mit Luftabwehrraketen geschützt wird. Das Mullah-Regime hatte sich damit eine weitere Option erschlossen, um nukleare Waffen herzustellen. Die Umstände des Bekanntwerdens der Aktivitäten auf dem Gebiet der nuklearen Technologie deuteten schon im Jahre 2002 darauf hin, daß der Iran nicht nur den nuklearen Nichtverbreitungsvertrag verletzt hatte. Sie belegten auch klar, wie beharrlich das Mullah-Regime an seinen Zielen festhielt und die Welt zu täuschen wußte. Die jahrelangen Täuschungen wären in der Tat überflüssig gewesen, wenn es der iranischen Regierung nur um eine zivile Nutzung der nuklearen Technik gegangen wäre.

Im Laufe der gelegentlichen Inspektionen iranischer Nuklearanlagen durch Fachleute der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) in Wien haben die Vertreter der iranischen Regierung immer wieder zu täuschen versucht. So fanden die Inspektoren der IAEA z. B. im Juni 2003 in der oberirdischen Anlage in Natanz nicht nur Spuren von zwei verschiedenen Typen hochangereicherten Urans, die mit den Angaben der Iraner nicht übereinstimmten. Auch die Überprüfung einer Fabrik in Kalaye, nahe Teheran, wo man die speziellen Gaszentrifugen baut und testet, wurden Spuren hochangereicherten Urans entdeckt. Die Inspektoren stellten zudem fest, daß der Iran im Jahre 1991 fast zwei Tonnen Natur-Uran aus China eingeführt hatte, ohne dies zu melden. Der Verbleib dieses Materials konnte bis heute nicht lückenlos nachgewiesen werden. Es kam bei der Überprüfung gleichwohl heraus, daß ein großer Teil des Natur-Urans zu Uranmetall verarbeitet worden war, was im Rahmen eines zivilen Nuklearprogramms keinen Sinn macht. Wohl aber wird Uranmetall zum Bau nuklearer Sprengköpfe gebraucht.

Die zahlreichen konkreten Hinweise auf die militärisch relevanten Komponenten des iranischen Nuklearprogramms im Laufe der vergangenen 15 Jahre bestätigen immer wieder die Entschlossenheit des Mullah-Regimes, an seinen militärischen Zielsetzungen festzuhalten. So wurde seit Februar 2004 eine weitere Anlage zur Urananreicherung auf einer von den Revolutionären Garden kontrollierten Militärbasis bei Fordow nahe der heiligen Stadt Ghom gebaut. Die Anlage war zwar den Geheimdiensten westlicher Länder seit 2005 bekannt, erhielt aber erst weltweite öffentliche Aufmerksamkeit, als der Bau von den iranischen Behörden am 21. September 2009 schriftlich der IAEA notifiziert wurde. Die Forderung der U.S.-Regierung nach Zugang zu dieser Anlage konnte das Mullah-Regime leicht erfüllen. Nach der von einigen Geheimdiensten beobachteten vorübergehenden Auslagerung des als „kritisch“ zu betrachtenden Materials aus der in einem Tunnelkomplex untergebrachten Anlage war es für Teheran unproblematisch, den Inspektoren der IAEA Zutritt zu gewähren. 

Die im Sommer 2011 bei Fordow fertiggestellte Anlage wurde mit mehr als 6.000 Zentrifugen bestückt. Sie kann nach Auskunft des Leiters des iranischen Nuklearprogramms, Fereidun Abbasi Dawani, dank der dort installierten modernen Zentrifugentechnik eine recht hohe Anreicherung von Uran erzielen. Es handelt sich dabei um eine Weiterentwicklung der besonders leistungsfähigen pakistanischen P-2-Zentrifugen, die über den Nuklearexperten Abdul Qadir Khan an die Revolutionären Garden im Iran geliefert wurden. Die von Dawani Ende Juli 2011 bestätigte Urananreicherung auf ca. 20 Prozent weist einmal mehr auf die militärische Ausrichtung und eine erhebliche Beschleunigung des Programms hin. Denn das entsprechend angereicherte Uran läßt sich für die zivilen Kernkraftwerke des Iran gar nicht nutzen. Nach dem von Dawani öffentlich beschriebenen Schritt reichen wenige Monate aus, um das auf ca. 20 Prozent angereicherte Uran in waffenfähiges Material (d.h. 85 Prozent Anreicherung) umzuwandeln und nukleare Sprengköpfe zu bauen. 

Seit dem Herbst des Jahres 2014 verfügt der Iran über neue Hochleistungszentrifugen des Typs IR-8, deren Leistung dem 16-fachen der alten, aus Pakistan stammenden Zentrifugen entspricht. Dies bedeutet, daß der Iran viel schneller als bisher von westlicher Seite angenommen, das nötige Material für nukleare Sprengköpfe herstellen könnte. Darüber hinaus würden die iranischen Techniker nur einen Bruchteil der bisherigen Anzahl von Zentrifugen brauchen, um nukleares Material produzieren zu können. Die entsprechenden Einrichtungen wären dann leichter zu verbergen und von den Fachleuten der IAEA kaum noch zu verifizieren. 

Darüber hinaus stellten die Inspektoren der IAEA fest, daß der Iran Versuche zur Herstellung des Isotops Polonium 210, das zur Zündung von nuklearen Waffen verwendet wird, nicht deklariert hatte. Zudem verweigerten die iranischen Behörden den Inspektoren der IAEA den uneingeschränkten Zugang zu den Nuklearanlagen in Parchin (30 km südöstlich von Teheran). Schließlich hat die iranische Regierung doch zugeben müssen, daß bereits seit 2006 Natur-Uran in Uranhexafluorid verarbeitet worden war, das in den Zentrifugen in Natanz und Fordow in angereichertes Uran umgewandelt wurde. 

Angesichts der Tatsache, daß den Inspektoren der IAEA sehr häufig der Zutritt zu den Nuklearanlagen verwehrt wurde, überrascht es nicht, daß der frühere Direktor der IAEA, der gegenüber dem Mullah-Regime sehr nachgiebige Ägypter Mohammed al-Baradei, wiederholt einräumen mußte, keinen genauen Überblick über die iranischen Aktivitäten zu haben. Baradei war dafür bekannt, die während seiner Amtszeit immer wieder neu auftauchenden Verdachtsmomente herunterzuspielen. Der seit Ende 2009 amtierende Chef der IAEA, der Japaner Yukiya Amano, hatte sich zwar vorgenommen, die iranischen Nuklearanlagen schärfer zu überwachen und die Ergebnisse der Überprüfungen klarer als dies unter seinem Vorgänger geschah, in den Berichten festzuhalten. Doch war das Mullah-Regime in Teheran nur in Ausnahmefällen zu der nötigen Kooperation bereit. Dies wird zum einen durch die Tatsache unterstrichen, daß die iranische Regierung die Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, die schon damals die sofortige Beendigung der Anreicherung von Uran forderten, ignoriert und die Inspektoren der IAEA mehrfach getäuscht hat. Zum anderen zeigte die Reaktion des Iran auf die in den letzten Jahren veröffentlichten Berichte der IAEA, die dem Regime in Teheran vorwerfen, sein militärisch ausgerichtetes Nuklearprogramm ungeachtet aller Kritik weiterzuführen, daß sich das Mullah-Regime außerordentlich sicher fühlt. Die höchsten Repräsentanten des Iran, der Staatspräsident und mehrere andere hochrangige Vertreter des Regimes leugneten kaltschnäuzig die in den Berichten der IAEA aufgeführten Vorwürfe, obwohl die Berichte nicht einmal alle den westlichen Geheimdiensten bekannten Einzelheiten des iranischen Nuklearprogramms enthalten. Sie behaupteten kühl, die Vorwürfe beruhten auf „falschen Informationen“ aus amerikanischen Quellen und wiesen die entsprechenden, mit großer Mehrheit – aber gegen Russland und China – gebilligten Resolutionen des Gouverneursrats der IAEA brüsk zurück. 

Auch die zur Lösung des Atomstreits in den Jahren 2012 und 2013 von Vertretern der fünf Veto-Mächte des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und Deutschlands mit den Repräsentanten des Iran geführten zahlreichen Gespräche brachten keine definitive Wende. Und die in den Verhandlungen in Genf im November 2013 und danach im April 2015 in Lausanne erzielte Übereinkunft, das Nuklearprogramm teilweise auszusetzen und die Urananreicherung zu begrenzen, schränkte die Aktivitäten des Iran nur auf wenigen Gebieten ein. Wesentliche für das militärische Nuklearprogramm konstitutive Elemente wurden von der vorläufigen Übereinkunft nicht erfaßt. Sie ermöglichte es den iranischen Technikern, ihre Arbeit im Verborgenen fortzusetzen und gestattete es dem Mullah-Regime darüber hinaus, Zeit zu gewinnen. Dabei nutzten die Iraner mit dem geschickten Aufbau einer Art „Hoffnung“ die Gutgläubigkeit der westlichen Diplomatie, um ihre Interessen weiter verfolgen zu können.

Ebenso wenig kann das nach weiteren Verhandlungen der fünf Veto-Mächte des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und Deutschlands mit den Repräsentanten des Iran am 14. Juli 2015 in Wien geschlossene Atomabkommen über die Begrenzung des Nuklearprogramms als entscheidender Fortschritt angesehen werden. Der Iran wird damit nicht gezwungen, sein Nuklearprogramm zu beenden. Das Abkommen legitimiert vielmehr die nuklearen Bestrebungen des Mullah-Regimes und hat zudem mit der am 17. Januar 2016 verfügten Aufhebung der Sanktionen dazu geführt, daß der Iran die damit gewonnenen zusätzlichen Geldmittel auch für die weitere Aufrüstung der gegen Israel kämpfenden islamistischen Terrorgruppen Hamas und Hizbullah, sowie für die Ausdehnung seiner Macht im Zuge der verschiedenen Stellvertreterkriege im Nahen Osten nutzen konnte. Mindestens 20 Milliarden Dollar sind seit dem Abschluß des Atomabkommens in die Modernisierung der iranischen Streitkräfte investiert worden. Dabei ragt der Kauf russischer Kampfjets des Typs Suchoj-30 sowie des äußerst leistungsfähigen Raketensystems Jachont und des modernen Kampfpanzers T-90 besonders heraus. Ein weiterer großer Teil der mit der Aufhebung der Sanktionen frei gewordenen Geldmittel sind darüber hinaus in jene staatlichen Unternehmen geflossen, die von den Revolutionären Garden kontrolliert werden. 
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